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Rülke und Bonath: 10 Forderungen für eine marktwirtschaftliche
Energiepolitik

Energiepolitik spielt eine zentrale Rolle bei der notwendigen Neuausrichtung der Wirtschaftspolitik.

Die FDP/DVP-Fraktion hat ein Positionspapier mit dem Titel „Neue Impulse in der Energiepolitik“
beschlossen. Hierzu sagte der Fraktionsvorsitzende, Dr. Hans-Ulrich Rülke:

„Deutschland befindet sich in einer verschärften Wettbewerbslage. Nicht zuletzt die
Präsidentschaftswahl in den Vereinigten Staaten und absehbare steigende Bedeutung von Energie als
Druckmittel in der internationalen Politik machen es nötig, Deutschland als Energiestandort neu zu
bestimmen. Während die USA ihre protektionistische Standortpolitik mit niedrigen Steuern, Zöllen und
günstiger Energie fortführen, befindet sich Deutschland mit einer handlungsunfähigen Regierung in einer
Wirtschaftskrise. Deutschland braucht endlich eine Wirtschaftswende.

Energiepolitik spielt eine zentrale Rolle bei der notwendigen Neuausrichtung der Wirtschaftspolitik, die
die größtmögliche Wettbewerbsfähigkeit zum Ziel haben sollte. Die Zeit der verfehlten, grün gefärbten
Energiepolitik, welche die Wettbewerbsfähigkeit auf dem Altar der Ideologie geopfert hat, ist vorbei.
Deutsche Stromkunden haben den Ausbau der erneuerbaren Energien bereits mit über 200 Milliarden
Euro subventioniert. Diese Subventionspolitik muss sofort enden. Für den Energiemarkt der Zukunft
müssen wir stattdessen sämtliche regulierten Umlagen, Abgaben und Steuern auf Energie reformieren
und die Strompreise auf ein wettbewerbsfähiges Niveau senken.

Die liberalen Kernforderungen an Bundes- und Landespolitik:

Wir fordern das Ende der Förderung der erneuerbaren Energien. Daher darf das Ende der EEG-1.
Vergütung im Jahr 2026 nicht durch ein neues Förderregime ersetzt oder umgangen werden.
Zudem soll der Klima- und Transformationsfonds (KTF) aufgelöst werden.
Wir fordern die Streichung aller politischer Ausbaupfade für erneuerbare Energien.2.
Wir fordern die volle Ausschöpfung aller technologischen Möglichkeiten, einschließlich der3.
Aufhebung des Verbots der Nutzung von Kernenergie.
Wir fordern ein klares Bekenntnis zum uneingeschränkten Einsatz von CCS und CCU, auch bei der4.
Gas- und Kohleverstromung.
Zwecks einer gerechteren Verteilung bei den Strompreisen plädieren wir für eineVeränderung der5.
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Kostensystematik. Neben den Letztverbrauchern sollten auch die Einspeiser von Strom stärker an
der Finanzierung der Stromnetze beteiligt werden.
Wir fordern die Erkundung und Erschließung deutscher Erdgasvorkommen sowie die Aufhebung6.
des „Fracking-Verbots“, um perspektivisch bis zu 20 Prozent des Gasbedarfs durch eigene
Produktionsstätten in Deutschland zu decken.
Wir fordern einen Dreiklang aus der Steigerung eigener Erzeugungskapazitäten, dem konsequenten7.
Ausbau von Netzen und Speichern sowie dem Ausbau der Übertragungsnetze.
Wir fordern den Bau von bis zu 15 neuen Backup-Kraftwerken in Baden-Württemberg bis 2030.8.
Wir fordern den Erhalt der einheitlichen Stromgebotszone.9.
Wir fordern eine Wasserstoff-Importstrategie für Baden-Württemberg, bei der 80 Prozent des10.
Wasserstoffs und dessen Derivate im Rahmen von Energiepartnerschaften importiert und 20
Prozent durch heimische Elektrolyseure produziert werden.“

Der energiepolitische Sprecher, Frank Bonath, ergänzte:

„Das neue Jahresgutachten der Wirtschaftsweisen zeigt auf, wo die konjunkturellen und strukturellen
Probleme in Deutschland liegen. Die deutsche Wirtschaft kommt nicht aus der Phase der Stagnation
heraus, die seit den Pandemie- und Krisenjahren ab 2020 anhält. Neben der überbordenden Bürokratie
und dem Mangel an Fachkräften fehlt das Vertrauen der Unternehmen in die hiesige Energiepolitik. Die
Strom- und Erdgaspreise, die industrielle Abnehmer in Deutschland zahlen, liegen derzeit höher als im
Durchschnitt des nichteuropäischen Auslands und auch über dem EU-Durchschnitt, insbesondere für
Großabnehmer. Um das zu ändern, brauchen wir einen Dreiklang aus der Steigerung eigener
Erzeugungskapazitäten, dem konsequenten Netz- und Speicherausbau sowie dem Ausbau von
Übertragungsnetzen. Besonders die Gefahr steigender Netzentgelte müssen wir ernst nehmen.
Bundeskanzler Scholz' jüngstes Statement zur Deckelung der Netzentgelte für Unternehmen greift dabei
viel zu kurz. Neben der Flexibilisierung der Netzentgelte und der Senkung von Steuern, Abgaben und
Umlagen müssen auch die Einspeiser von Strom stärker an der Finanzierung der Stromnetze beteiligt
werden.

Für eine erfolgreiche Wirtschaftswende ist aber auch eine hohe Verfügbarkeit von Wasserstoff
entscheidend. Damit Baden-Württemberg beim Wasserstoffhochlauf nicht den Anschluss verliert, sollten
internationale Energiepartnerschaften geschlossen und die Genehmigungen für Elektrolyseuranlagen
erleichtert werden. Welche Mengen an Wasserstoff zukünftig in Baden-Württemberg verfügbar sein
werden, hängt auch von den politisch mitgestalteten Rahmenbedingungen des Marktes ab. Angebot und
Nachfrage stehen in einem Wechselverhältnis und können durch politische Maßnahmen sowohl situativ
als auch strukturell beeinflusst werden. Deshalb sprechen wir uns für eine landeseigene Importstrategie
aus, bei der 80 Prozent des Wasserstoffs und seiner Derivate per Schiff und Pipeline importiert und 20
Prozent durch private Elektrolyseuranlagen produziert werden. Gleichzeitig muss die Gas- und
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Wasserstoffwirtschaft integral betrachtet und gemeinsam reguliert werden, damit Gaskunden eine
langfristig tragfähige Versorgungsperspektive erhalten.

Insgesamt muss auch das Thema Energie weniger ideologisch und ohne Denkverbote diskutiert werden.
Wir zeigen uns offen für klimafreundliche Zukunftstechnologien wie Kernfusion und moderne
Kernkraftwerke und wollen den uneingeschränkten Einsatz von CCS und CCU, auch bei der Gas- und
Kohleverstromung, ermöglichen.“


